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Geſetz-Sammlung 
für die 8 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 67. 


(Nr, 6727.) Verordnung, betreffend die Einführung des Allgemeinen Deutſchen Handels⸗ 
geſetzbuchs in die Herzogthümer Holſtein und Schleswig. Vom 5. Juli 
1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


N verordnen auf den Antrag 0 Staatsminiſteriums für die Herzogthümer 
Holſtein und Schleswig, was folgt: > 


. Das Allgemeine Deutſche Handelsgeſetzbuch (Geſetz-Samml. für 1861. 
S. 480. ff.) erlangt in den Herzogthümern Holſtein und Schleswig mit dem 
30. September 1867. Geſetzeskraft. 2 
Mit demſelben Zeitpunkte ſollen zugleich folgende ſeerechtliche Vorſchriften 
des Preußiſchen Rechts, nämlich: 
J) das Geſetz, betreffend die Rechtsverhältniſſe der Schiffsmannſchaft auf 
a den Seeſchiffen, vom 26. März 1864. (Geſetz-Samml. S. 693.), 


2) das Geſetz zur Aufrechterhaltung der Mannszucht auf den Seeſchiffen 
vom 31. März 1841. (Geſetz⸗Samml. S. 64.), ſoweit daſſelbe durch 
das Geſetz vom 26. März 1864. nicht abgeändert iſt, 

3) die Verordnung, betreffend die Verpflichtung der Preußiſchen Seeſchiffer 
ur Mitnahme emal vaterländiſcher Schiffsmänner, vom 5. Ok⸗ 

tober 1833. (Geſetz⸗Samml. S. 122.), 

A) das Geſetz über die Beſtrafung von Seeleuten Preußiſcher Handelsschiffe, 

welche ſich dem übernommenen Dienſte entziehen, vom 20. März 1854. 
(Geſetz-Samml. S. 137), 


ſowie die nachfolgenden Einführungsbeſtimmungen in Geltung treten. 


Jahrgang 1867. (Nr. 6727.) 149 Er ſter 
Se Ausgegeben zu Berlin den 25. Juli 1867, 


2 ? — 


ee 


Erſter Titel. 


Beſtimmungen, die Ergänzung des Allgemeinen Deutſchen Handels⸗ 
geſetzbuchs betreffend. 


9. 2. | 
Zu Artikel 1. Handelsſachen find die Rechtsangelegenheiten, welche eines 


der folgenden Privatrechtsverhältniſſe zum Gegenſtande haben: 


1) das Rechtsverhältniß, welches aus Handelsgeſchäften (Artikel 271. bis 273. 
des Handelsgeſetzbuchs) zwifchen den Betheiligten entſteht 


2) die Rechtsverhältniſſe zwiſchen den 5 einer Handelsgeſellſchaft, 

zwifchen dem ftillen Geſellſchafter und dem Inhaber des Handelsgewer⸗ 
bes, ſowie zwiſchen den Theilnehmern einer Vereinigung zu einzelnen 
Handelsgeſchäften oder einer Vereinigung zum Handelsbetriebe (Artikel 10. 


des Handelsgeſetzbuchs), ſowohl während des Beſtehens, als nach Auf 


löſung des geſellſchaftlichen Verhältniſſes, ingleichen das Rechtsverhältniß 
zwiſchen den Liquldatoren oder den Vorſtehern einer Handelsgeſellſchaft 
und der Geſellſchaft oder den Mitgliedern derſelben 

3) das Rechtsverhältniß, welches das Recht zum Gebrauch einer Handels- 
firma betrifft f 

4) das Rechtsverhältniß, welches durch die Veräußerung eines beſtehenden 
Handelsgeſchäfts zwiſchen den Kontrahenten entſteht / 

5) die Rechts verhältniſſe zwifchen dem Prokuriſten, dem Handlungsbevoll⸗ 
mächtigten oder dem 0e und dem Eigenthümer der 
een ee ſowie das ie ae ek zwiſchen einer dritten 

erſon und Demjenigen, 1 ihr als Prokuriſt oder Handlungs⸗ 
bevollmächtigter aus einem Handelsgeſchäfte haftet (Artikel 55. des Han⸗ 
delsgeſetzbuchs) N 

6) das Rechtsverhältniß, welches aus den Berufsgeſchäften des Handels⸗ 
mäklers zwiſchen dieſem und den Parteien entfteht; 2 ; 

7) die Rechtsverhältniſſe des Seerechts, insbeſondere diejenigen, welche auf 
die Rhederei, die Rechte und Pflichten des Rheders, des Korreſpondent⸗ 


rheders und der Schiffsbeſatzung, auf die Bodmerei und die Haverei, auf 1 


den Schadenserſatz im Falle des Zuſammenſtoßens von Schiffen, auf die 

Bergung und Hülfeleiftung in Seenoth und auf die Anſprüche der 

Schiffsgläubiger ſich beziehen. 8 
5 ö. 3. | 

Die Höhe der geſetzlichen Zinſen, insbeſondere auch der Verzugszinſen, iſt 

in 


5 1 
in allen Handelsſachen ſechs vom Hundert jährlich / ingleichen können in allen 
Handelsſachen Zinſen zu ſechs vom Hundert jährlich bedungen werden. 
BD Die Vorſchriften des Artikels 292. Abſatz 2. des H andelsgeſetzbuchs und 
der Verordnung vom 18. März 1867. (Geſetz-Samml. S. 387) werden hier⸗ 
| daurch nicht berührt. N 
3 $. 4. 

Inſofern das Handelsgeſetzbuch auf die Landesgeſetze Bezug nimmt, iſt 
unter dieſen überhaupt das beſtehende Recht zu verſtehen. 


el 
Zu den Artikeln 6. bis 9. Eine Unverheirathete, welche gewerbemäßig 
Handelsgeſchäfte betreibt, wird Handelsfrau, auch wenn, die Betreibung der Han⸗ 


5 delsgeſchäfte ohne Zuziehung eines Geſchlechtsvormundes begonnen iſt. 
8.65 


Kann der Ehemann ſeine Einwilligung zu dem Handelsbetriebe ſeiner Ehe⸗ 
frau a Abweſenheit, Geiſtesſchwäche oder anderer Gründe nicht ertheilen, ſo 
itt das Gericht befugt, auf den Antrag der Ehefrau dieſer nach Prüfung der in 

Betracht kommenden Verhältniffe den Handelsbetrieb zu geſtatten. 


ö $. 7. 
Die Eirwilligung des Ehemannes zu dem Handelsbetriebe der Ehefrau iſt 
nicht erforderlich, wenn bei Trennung der Ehe von Tiſch und Bett eine gericht⸗ 
liche Auseinanderſetzung der Vermögensverhältniſſe unter den Eheleuten ſtatt⸗ 
gefunden hat. 
F. 8. 


Diemjenigen, der aus einem mit einem verheiratheten Kaufmann oder einer 
verheiratheten Handelsfrau abgeſchloſſenen Handelsgeſchäfte eine Forderung erworben 
hat, kann eine Abweichung von dem am Wohnorte des Schuldners geltenden 
ehelichen Güterrechte nur dann entgegengeſetzt werden, wenn dieſelbe ihm bekannt 
oder in das Handelsregiſter eingetragen und nach Maaßgabe der Artikel 13. 
und 14. des Handelsgeſetzbuchs veröffentlicht war. 

Es iſt nicht erforderlich, daß die Abweichung ihrem Inhalte nach ein⸗ 
getragen wird, vielmehr genügt die Eintragung der Thatſache, daß eine Ab⸗ 
weichung ſtattfindet. 

ö Eine beglaubigte Abſchrift der die Abweichung beſtimmenden Urkunde iſt 
bei dem Handelsgerichte einzureichen. 
Jeder der Ehegatten iſt befugt, die Eintragung der Abweichung in das 
eh zu verlangen. 


\ Auf die im Artikel 10. des Handelsgeſetzbuchs bezeichneten Perſonen finden 
jedoch die vorſtehenden Beſtimmungen keine Anwendung. 
(Nr, 6727.) 149. F. 9. 


„ 


§. 9. 


. Durch die Beſtimmungen des Artikels 8. des Handelsgeſetzbuchs werden 
die bisherigen Vorſchriften nicht berührt, nach welchen der Ehemann, auch wenn 
keine Gütergemeinſchaft beſteht, unter gewiſſen Vorausſetzungen für die Handels⸗ 
ſchulden ſeiner Ehefrau haftet. 


F. 10, 


Zu den Artikeln 12. bis 14. Jede zur Eintragung in das Handelsregiſter 
beſtimmte 12 muß auch in denjenigen Fällen, für welche das Handels⸗ 
geſetzbuch dies nicht beſonders vorſchreibt, entweder perſönlich vor dem Handels⸗ 
ie erklärt, oder in beglaubigter Form bei dem Handelsgerichte eingereicht 
werden. b 

Die ee die als vor dem Handelsgerichte erklärt, wenn ſie von 
einem dazu beſtellten Richter des Handelsgerichts aufgenommen iſt. Unter der 
beglaubigten Form iſt die gerichtliche oder notarielle Form zu verſtehen. Geſchieht 
die Anmeldung durch einen Bevollmächtigten, fo hat dieſer eine gerichtliche oder 
notarielle Vollmacht beizubringen. 

Dieſelben Formvorſchriften gelten in Bezug auf die Zeichnung oder Ein- 
reichung der Zeichnung einer Firma oder Unterſchrift, welche nach Vorſchrift des 
Handelsgeſetzbuchs bei dem Handelsgericht bewirkt werden ſoll. 

Die näheren geſchäftlichen Anordnungen über die Führung des Handels⸗ 
regiſters bleiben einer von dem Juſtizminiſter den Gerichten zu ertheilenden 
Inſtruktion vorbehalten. 


9 


Wenn das Handelsgericht in glaubhafter Weiſe davon Kenntniß erhält, 
daß eine Vorſchrift nicht befolgt worden iſt, nach welcher eine Anmeldung zur 
Eintragung in das Handelsregiſter und die Zeichnung oder die Einreichung der 
Zeichnung einer Firma oder Unterſchrift bei dem Handelsgerichte zu bewirken iſt, 
jo hat es eine Verfügung an den Betheiligten zu erlaſſen, durch welche derſelbe 
unter Androhung einer angemeſſenen Ordnungsſtrafe aufgefordert wird, innerhalb 
einer beſtimmten Friſt entweder die geſetzliche Anordnung zu befolgen, oder die 
Anterlaſſung mittelſt Einſpruchs gegen die Verfügung zu rechtfertigen. 2 

Der Lauf der in der erfügung beftimmten Friſt beginnt mit dem Tage, 
welcher auf den Tag der Zuſtellung der Verfügung folgt. Der Einſpruch ge⸗ 
en ſchriftliche Eingabe an das Handelsgericht, oder zu Protokoll bei 

emſelben. 


55 


Wird binnen der durch die Verfügung beſtimmten Friſt weder die geſetz⸗ 
liche Anordnung befolgt, noch Einſpruch gegen die Verfügung erhoben, ſo hat 
das Handelsgericht die angedrohte Strafe gegen den Betheiligten feſtzuſetzen und 

gleichzeitig die Verfügung unter Androhung einer anderweiten Ordnungsſtrafe zu 
wiederholen. 
§. 13. 


me 
EB, 


Wird gegen die Verfügung binnen der beſtimmten Friſt Einſpruch erhoben, 
ſo hat das Handelsgericht, ſofern nicht aus dem Einſpruch die Rechtfertigung 
des Betheiligten ſich ergiebt, einen Termin zu beſtimmen, in welchem mündlich 
Aund in öffentlicher Sitzung der Betheiligte über die Verwirkung der Ordnungs⸗ 
fſtrafe zu hören, im geeigneten Falle Beweis aufzunehmen und zu entſcheiden iſt. 
x Der Betheiligte iſt zu dieſem Termine vorzuladen; er kann in demfelben 
91 8 ie oder durch einen Bevollmächtigten die Gründe und Beweiſe feiner 
1 echtfertigung vorbringen. Wer als Bevollmächtigter zuzulaſſen ſei, iſt nach den 
| Vorſchriften zu beurtheilen, welche bei dem Gerichte für das Prozeßverfahren in 
Ciuivilſachen maaßgebend find, 


$. 14. 


Er Erſcheint der Betheiligte nicht in dem Termine, oder ergiebt ſich bei der 
Verhandlung, daß die geſetzliche Anordnung von dem Betheiligken hätte befolgt 

werden müſſen, ſo wird die Ordnungsſtrafe gegen denſelben Tefigeeßt und zu⸗ 
gleich mit der e wenn nicht etwa inzwiſchen die Verhältniſſe ſich ge: 
ändert haben, eine neue Verfügung nach Maaßgabe des $. 11. erlaſſen. 


$. 15. 


N Der Verurtheilte kann gm die Entſcheidung nur Beſchwerde an das 
vorgeordnete Gericht erheben. Dieſelbe muß binnen zehn Tagen durch ſchriftliche 
Adee oder zu Protokoll bei dem Handelsgerichte angemeldet werden. Die Voll⸗ 
ſtreckung der Entſcheidung wird durch Einlegung der Beſchwerde gehemmt. Das 
Handelsgericht hat ohne Verzug die Beſchwerde nebſt den bisherigen Verhand⸗ 
lungen dem vorgeordneten Gerichte einzureichen. Bei dieſem iſt nach den Be⸗ 
ſtimmungen des F. 13. zu verfahren. | 


\ 


$. 16. 


2 Für die neuen Verfügungen, welche gemäß F. 12. oder $. 14. erlaſſen 
werden, und für das auf dieſelben folgende Verfahren gilt daſſelbe, was in den 
vorſtehenden Paragraphen vorgeſchrieben iſt. 

„Der Lauf der Friſt, welche in einer gemäß $. 14. erlaſſenen neuen Ver⸗ 
bing beſtimmt iſt, beginnt mit dem Tage der auf denjenigen folgt, an welchem 
die Friſt zur Erhebung der Beſchwerde abgelaufen iſt. „ 
Die Verfügungen und die Feſtſetzungen von Ordnungsſtrafen werden 
wiederholt, bis die geſetzliche Anordnung befolgt oder ihre Vorausſetzung weg⸗ 
gefallen iſt. i ü 

SAT. 


„„Die Ordnungsſtrafe, welche angedroht und feſtgeſtellt werden kann, beſteht 
in Geldbuße von fünf bis zweihundert Thalern. Eine Umwandlung der Geld⸗ 
buße in Gefängnißſtrafe findet nicht ſtatt. Bei der Feſtſtellung der Ordnungs⸗ 
ſtrafe iſt der Betheiligte zugleich in die Koſten des Verfahrens zu 9 18 
r 18. 


se 


$. 18. 


Die Gerichte find befugt, zu jeder Zeit, das Verfahren mag bereits ein- 
geleitet ſein oder nicht, durch die Beamten der gerichtlichen Polizei oder der Ver⸗ 
waltungspolizei Ermittelungen über den Sachverhalt einzuziehen, auch in Fällen, 
in welchen dies erforderlich erſcheint, durch einen Kommiſſar des Gerichts oder 
durch Requiſition anderer Gerichte die eidliche Vernehmung von Zeugen zu be⸗ 
wirken. Sie können auch die Verhandlung in der Sitzung zu einer anderen 
Sitzung vertagen, ſowie von Amtswegen Zeugen zur Sitzung vorladen laſſen. 
Gegen Zwiſchenverfügungen findet ein Rechtsmittel nicht ſtatt. f 

§. 19. 

Den Beamten der Staatsanwaltſchaft und der Polizei liegt ob, darauf 
zu achten, daß den Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs, zu deren Befolgung die 
Handelsgerichte durch Ordnungsſtrafen anzuhalten haben, von den dazu verpflich- 
teten Perſonen genügt wird; dieſelben haben die Unterlaſſungen und Zuwider⸗ 
handlungen, welche zu ihrer Kenntniß gelangen, bei den zuſtändigen Handels⸗ 
gerichten zur Anzeige zu bringen. 


$. 20. 
Zu Artikel 21. Befindet ſich die Hauptniederlaſſung an einem Orte, 
an welchem das Handelsgeſetzbuch nicht Geſetzeskraft hat, ſo iſt die im Artikel 21. 
Abſatz 3. des Handelsgeſetzbuchs vorgeſchriebene Nachweiſung nicht erforderlich. 
| 8. 21. | 1 
Zu Artikel 26. In Bezug auf die Ausführung der Vorſchrift des 


Handelsgeſetzbuchs, gemäß welcher das Handelsgericht gegen diejenigen einſchreiten 5 


ſoll, welche ſich einer ihnen nicht zuſtehenden Firma bedienen (Artikel 26. des 
Handelsgeſetzbuchs), kommen die Beſtimmungen der $$. 11. bis 19. mit folgen- 
den Maaßgaben zur Anwendung: 


1) Die Verfügung ($. 11.), durch welche das Handelsgericht einſchreitet, 
ſowie die neue Verfügung, welche gemäß $. 14. oder H. 16. ergeht, iſt 
ohne Beſtimmung einer Friſt dahin zu erlaſſen, daß der Betheiligte 
unter Androhung einer Ordnungsſtrafe aufgefordert wird, ſich dieſer 
Firma nicht ferner zu bedienen. 


2) Das Handelsgericht hat nach Erlaß der Verfügung gemäß $$. 13. ff. 
weiter zu Helfen „wenn es in glaubhafter Weiſe davon Kenntni 
erhält, daß der Verfügung nach Zuſtellung derſelben zuwidergehandelt 
worden iſt. 

§. 22. 


Zu Artikel 34. Die Handelshücher der Kaufleute find bei Streitigkeiten 
gegen Nichtkaufleute für ſich allein zun Erbringung des Beweiſes nicht hinreichend, 
ſondern nur zur Unterſtützung anderer Beweiſe geeignet. Bi 

Jedoch 


„„ 


5 Jedoch hat der Richter nach ſeinem, durch die Erwägung aller Umſtände 
des Falles geleiteten Ermeſſen zu entſcheiden, ob den ordnungsmäßig geführten 
Handelsbüchern in Handelsſachen in dem Maaße Beweiskraft beizulegen ſei, daß 
der einen oder der anderen Partei der Eid auferlegt werde. 


$. 253. 


Zu Artikel 42. Zur Extheilung von Konſenſen vor den mit der Füh⸗ 
kung der Schuld- und Pfandprotokolle beauftragten Behörden iſt der Prokuriſt 
nur ermächtigt, wenn ihm dieſe Befugniß beſonders ertheilt iſt. 


$. 24. 


5 Zu Artikel 61. Die in landesherrlich beſtätigten Statuten einer Handels⸗ 
innung vorgeſchriebene Dauer der Lehrzeit kommt nur in Betracht, inſofern nicht 
durch Vertrag eine anderweite Dauer feſtgeſetzt iſt. 
$. 25. 

5 Zu den Artikeln 66. bis 84. Die Handelsmäkler werden an den Orten, 
ie welche kaufmänniſche Korporationen oder Handelskammern beftehen, von 
dieſen ernannt; die Ernennung bedarf der Beſtätigung der Regierung. 
2 Die Anſtellung von Handelsmäklern an anderen Orten geſchieht durch 
die Regierung. 2 85 

. lan „über deren Vermögen der Konkurs eröffnet worden ift, können 
als Handelsmäkler nur dann zugelaſſen werden, wenn das Konkursgericht bezeugt, 
daß im Konkursverfahren nicht ſolche Umſtände ermittelt ſind, welche den Ge⸗ 
meinſchuldner des öffentlichen Vertrauens e machen. 
f 1 Zur Beſtellung einer Dienſtkaution ſind die Handelsmäkler nicht ver⸗ 

ichtet. 


$. 26. 


Den Handelsmäklern ſteht ein ausſchließliches Recht zur Vermittelung von 
een nicht zu. Die Geſetze oder Verordnungen, durch welche ihnen 
ein ſolches Recht beigelegt iſt, werden aufgehoben. 


5 $. 27. 


Die Handelsmäkler, welche zur Vermittelung von Kaufgeſchäften über 
Waaren, Schiffe oder Handelspapiere beſtellt find, haben zugleich die Befugniß, 
öffentliche Verſteigerungen derſelben Gegenſtände abzuhalten. 5 


$. 28. 


Die Beeidigung der Handelsmäkler erfolgt bei dem Handelsgerichte. 
Die für das Tagebuch des Handelsmäklers in dem Artikel 71. des Handels⸗ 
geſetzbuchs vorgeſchriebene Beglaubigung geſchieht durch den Vorſitzenden des 
Handelsgerichts. 

Gr. 6727) 5 Die 


75 


Die Behörde, bei welcher nach der Vorſchrift des Artikels 75. des Handels⸗ 
geſetzbuchs das Tagebuch eines verſtorbenen oder aus dem Amte geſchiedenen 
Handelsmäklers niedergelegt wird, iſt das Handelsgericht. & 


$. 29. 


Handelsmäkler, welche eine der nach dem Artikel 69. des Handelsgeſetz⸗ 

buchs ihnen obliegenden Pflichten verletzen, werden mit Geldbuße von fünf und 
zwanzig bis zu fünfhundert Thalern beſtraft im Rückfalle kann außerdem auch 
auf Entſetzung erkannt werden. Durch dieſe Beſtimmung wird die Anwendung 
einer härteren Strafe nicht ausgeſchloſſen, wenn dieſelbe nach ſonſtigen Geſetzen 
durch die Handlung begründet iſt. 

Die Verordnungen, nach welchen kaufmänniſche Korporationen befugt ſind, 
die Handelsmäkler wegen Pflichtverletzungen anderer Art im Wege der Disziplin 
zu beſtrafen, bleiben in Kraft. - 

$. 30. 

Zu Artikel 91. Die beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften hinſichtlich der 
rechtlichen Vorausſetzung des Eigenthumserwerbes an unbeweglichen Sachen wer⸗ 
den durch die im Artikel 91. des Handelsgeſetzbuchs ausgeſprochene Präſumtion 
nicht abgeändert. 5 i 1 

§. 31. | 


Zu den Artikeln 111. 164. 213. Grundſtücke, Gerechtigkeiten, fe 
Rechte und Hypothekenforderungen, welche zu dem Vermögen einer Handelsgeſell⸗ 
ſchaft gehören, ſei dieſe eine offene Geſellſchaft, eine Kommanditgeſellſchaft, eine 
Kommanditgeſellſchaft auf Aktien oder eine Aktiengeſellſchaft, werden auf den 
Namen der Geſellſchaft in das Schuld⸗ und Pfandprotokoll eingetragen. 


$. 32. 


Die Eintragung erfolgt ohne Benennung der einzelnen Geſellſchafter fie 
darf erſt geſchehen, wenn die Eintragung der Geſellſchaft in das Handelsregiſter 
nachgewieſen iſt. Bei der Eintragung iſt die Firma der Geſellſchaft und der 
Ort, wo ſie ihren Sitz hat, anzugeben. Tritt in Bezug auf die Firma oder 
den Sitz der Geſellſchaft eine Aenderung ein, ſo iſt dieſe im Schuld⸗ und Pfand⸗ 
protokoll zu vermerken. 

d 8 


Soll eine Verfügung, welche im Namen der Geſellſchaft über einen der 1 

im F. 31. bezeichneten Gegenſtände erfolgt iſt, in das Schuld⸗ und Pfandprotokoll 
eingetragen werden, ſo genügt zur Feſtſtellung der Befugniß desjenigen, welcher 
im Namen der Geſellſchaft verfügt hat, der Nachweis aus dem Handelsregiſter, 
daß derſelbe zu der 9 in einem Verhältniß geſtanden hat, wodurch er 
nach den Beſtimmungen des Handelsgeſetzbuchs befugt war, in der geſchehenen 

i def im Namen der Geſellſchaft mit rechtlicher Wirkung gegen Dritte zu 

verfügen. f | 


N 3 


e 


„„ i 


& Die Nachweiſungen aus dem Handelsregiſter werden durch Atteſte des : 
Handelsgerichts geliefert, welches das Handelsregiſter führt. 


$. 35. 

ü Zu den Artikeln 123. 170. 200. 242. Ueber das Vermögen einer unter 
einer gemeinſchaftlichen Firma beſtehenden Handelsgeſellſchaft, ſei dieſe eine offene 
Geſellſchaft, eine Kommanditgeſellſchaft oder eine Koͤmmanditgeſellſchaft auf Aktien, 
iſt der Konkurs zu eröffnen, wenn in Bezug auf die Geſellſchaft Verhältniſſe 
vorliegen, unter welchen über das Vermögen eines Kaufmannes der Konkurs zu 
eröffnen iſt und wenn zugleich die Geſellſchaft ihre Zahlungen eingeſtellt hat. 
Wird der Konkurs über das Vermögen der Geſellſchaft eröffnet, ſo iſt 
ale über das Privatvermögen eines jeden perſönlich haftenden Geſellſchafters 
der Konkurs zu eröffnen. 
An dem Konkurſe über das Geſellſchaftspermögen find nur die Gläubiger 
der Geſellſchaft Theil zu nehmen berechtigt. Dieſelben können wegen des Aus⸗ 
falles in dieſem Konkurſe gleichzeitig in den Konkurſen über das Privatvermögen 
der perſönlich haftenden Geſellſchafter als Gläubiger auftreten. 

Dier Konkurs über das Vermögen eines Geſellſchafters zieht den Konkurs 
ber das Vermögen der Geſellſchaft nicht nach ſich. 


F. 36. 


Wenn in Folge der Artikel 123. 170. oder 200. des Handelsgeſetzbuchs 
ine offene Geſellſchaft oder eine Kommanditgeſellſchaft durch die Eröffnung des 
Konkurſes über das Vermögen eines Gefell 1 oder eine Kommanditgeſell⸗ 
chaft auf Aktien durch die Eröffnung des Kon urſes über das Vermögen eines 
erſönlich haftenden Geſellſchafters aufgelöft ift, fo hat bei der in Gemäßheit der 
Artikel 133. 172. und 205. des Handelsgeſetzbuchs ſtattfindenden Liquidation der 


Konkurskurator die Rechte der Konkursmaſſe wahrzunehmen. 


$. 37. 


Wird über eine Handelsgeſellſchaft, ſei dieſe eine offene Geſellſchaft, eine 
Kommanditgeſellſchaft , eine Kommanditgeſellſchaft auf Aktien oder eine Aktien⸗ 
geſellſchaft, der Konkurs eröffnet, fo ic dies von Amtswegen in das Handels⸗ 
regiſter einzutragen. 

Die Bekanntmachung der Eintragung durch eine Anzeige in öffentlichen 
Blättern unterbleibt. | 

Wenn das Handelsregiſter nicht bei dem Konkursgerichte geführt wird, jo 
iſt die Konkurseröffnung von Seiten des Konkursgerichts dem Handelsgerichte, bei 
welchem das Regiſter geführt wird, zur Bewirkung der Eintragung unverzüglich 
anzuzeigen. a d Re 

Jahrgang 1867. (Nr. 6727.) 150 0 5 S. 38, 


| „„ 5 
Zu den Artikeln 174. und 206. Zur Errichtung einer Kommanditgeſell⸗ 
ſchaft auf Aktien iſt die ſtaatliche Genehmigung nicht erforderlich. 
Zu den Artikeln 175. 177. 191. bis 195. Die Pe haftenden 
Mitglieder einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien werden mit Gefängniß bis zu 
drei Monaten beſtraft: 5 a 
1) wenn ſie vorſätzlich Behufs der Eintragung des Geſellſchaftsvertrages in 

das Handelsregiſter falſche Angaben über die Zeichnung oder Einzahlung 
des Kapitals der Kommanditiſten machen | ge 


2) wenn durch ihre Schuld die Geſellſchaft länger als drei Monate ohne f 
Aufſichtsrath geblieben iſt, | 3 


F. 40. 


Zu den Artikeln 208. 214. 242. 247. 248. Unter der in den 
Artikeln 208. 214. 242. 247. und 248. des Handelsgeſetzbuchs für erforderlich 
erklärten ſtaatlichen Genehmigung iſt die landesherrliche Genehmigung zu verſtehen. 


$. 41. 


Nach erfolgter landesherrlicher Genehmigung einer Aktiengeſellſchaft wird 
der Geſellſchaftsvertrag nebſt der Genehmigungsurkunde durch das Amtsblatt 
(Verordnungsblatt) desjenigen Regierungsbezirks, in welchem die Geſellſchaft ihren 
Sitz hat, bekannt gemacht. i 5 NR 

Eine Anzeige von der landesherrlichen Genehmigung der Errichtung der 
Geſellſchaft iſt in die Geſetz Sammlung aufzunehmen. f 
Die Koſten der Bekanntmachung durch das Amtsblatt trägt die Geſellſchaft. 
Jede Abänderung oder Verlängerung des Geſellſchaftsvertrages iſt gleich⸗ 
falls nach Maaßgabe der vorſtehenden Beſtimmungen bekannt zu machen 
Die in dem Handelsgeſetzbuch über die Veröffentlichung enthaltenen Vor⸗ 
ſchriften werden durch dieſen Paragraphen nicht berührt. 1 8 8 0 
5 $. 42. 0 
Zu den Artikeln 227. und 230. Die nach den Artikeln 227. und 230. 
des Handelsgeſetzbuchs dem Vorſtande der Geſellſchaft zuſtehende Befugniß zur Ver⸗ 
tretung derſelben erſtreckt ſich auch auf diejenigen Geſchäfte und Rechtshandlungen, 
für welche nach den Geſetzen eine Spezialvo macht erforderlich iſt. 7 
| F. 43. e 1 
Zu den Artikeln 239. 240. 242. Unter der Berwaltungsbehörde, welche in 
den Artikeln 240. und 242. des Handelsgeſetzbuchs erwähnt wird, iſt die Regierung 
zu 


„ in deren Bezirke die Aftiengefellichaft ihren Sitz hat. I für die 


ſerſtehen, in de e ' 3 
ere eine beſondere Aufſichtsbehörde beſtellt, fo tritt dieſe an die Stelle der 


Innerhalb der im Artikel 239. des Handelsgeſetzbuchs vorgeſchriebenen 
ſt hat der Vorſtand die jährliche Bilanz auch der im F. 43. bezeichneten Be⸗ 
örde einzureichen. 
ses N, „„ \ 
Im Falle das Vermögen der Geſellſchaft nicht mehr die Schulden deckt, 
t die im F. 43. bezeichnete dehörde dem zur Eröffnung des Konkurſes befugten 
richte davon Mittheilung zu machen, ſobald ſie die Sachlage durch Einreichung 
er Bilanz erfährt. 17 | 
5 i A | 
Die Mitglieder des Vorſtandes einer Aktiengeſellſchaft werden mit Ge⸗ 
na. bi zu drei Monaten beſtraft, wenn ſie, der Vorſchrift des Artikels 240. 
es Handelsgeſetzbuchs zuwider, dem Gerichte die N zu machen unterlaſſen, 
das Vermögen der Geſellſchaft nicht mehr die Schulden deckt. f 
Die Strafe tritt nicht ein, wenn von ihnen nachgewieſen wird, daß die 
eige ohne ihr Verſchulden unterblieben iſt. | 5 


Geiz | 


Die Genehmigung einer Aktiengeſellſchaft kann von dem Landesherrn aus 
wiegenden Gründen des Gemeinwohls gegen Entſchädigung zurückgenommen 
erden. Ueber die Höhe der Entſchädigung entſcheidet in ſtreitigen Fällen das 
tliche Gericht des Orts, an welchem die im F. 43. bezeichnete Behörde ihren 


hat. le 
hr 


t iſt dasjentı | 
taftand hat titel 2 


1 


auf Schadenserſatz unterliegt keiner Be⸗ 
i er kann den doppelten Betrag oder den 
Werth des urſprünglichen Gegenſtandes 5 Obligation been ee 


e. 


270 


ya 


— 1144 — 9 


a F. 50. 9 a 

Zu den Artikeln 306. und 307. Die Artikel 306. und 307. des 1 f 
geſetzbuchs finden bei Papieren auf Inhaber, ſo lange dieſelben außer Kurs ge⸗ 
ſetzt ſind, keine Anwendung. s SR 


. 51. | 


Zu Artikel 340. Wenn der Verkäufer ſich im Vertrage eine vom 
Käufer in beſtimmter oder gebräuchlicher Friſt vorzunehmende Prüfung der 
Probemäßigkeit (Nachſtechen, Nachziehen u. ſ. w.) ausbedungen hat, jo In es im 
Zweifel als die Abſicht der Kontrahenten, daß der Vertrag im Falle efundener 
Probewidrigkeit als nicht geſchloſſen behandelt werden ſoll. > 
Läßt der Käufer in dieſem Falle die Friſt verſtreichen, ohne die Prüfung 
vorzunehmen und die Probewidrigkeit zu erklären, ſo kann er die Nichtüberein⸗ 


ſtimmung der Waare mit der Probe nicht ferner geltend machen. 
$. 52. a 


Zu Artikel 343. Den im Artikel 343, erwähnten, zu Verſteigerungen 
befugten Beamten ſind die Notare gleich zu achten. 1 


§. 53. 


Zu den Artikeln 347. bis 349. Die Artikel 347. bis 340 finden auch auf 
ſolche Kaufgeſchäfte Anwendung, bei welchen die Waare dem Käufer nicht von 
auswärts zugefandt, ſondern am Platze vom Verkäufer übergeben wird. 


§. 54. 


Bei den in der Stadt Altona unter Kaufleuten geſchloſſenen Platzgeſchäften 
wird durch den Empfang der Waare, ſoweit nicht ein Anderes bedungen iſt; 
jede Einwendung gegen die Beſchaffenheit der Waare ausgeſchloſſen. 5 


§. 55. 


Zu den Artikeln 348. 365. 407. In den Fällen der Artikel 348. 365. 
und 407. des Handelsgeſetzbuchs iſt eine beſondere Ernennung von Sachverſtän⸗ 
digen nicht erforderlich, wenn ſolche Sachverſtändige ein für alle Mal im Vor⸗ 
aus von dem Handelsgerichte beſtellt find. 1 9 5 


§. 56. 


Zu den Artikeln 432. bis 438. Als Preußiſche Schiffe und als berechtigt 
die Preußiſche Flagge zu führen, ſind nur diejenigen Schiffe e welch 
ſich in dem ausſchließlichen Eigenthum Preußiſcher Unterthanen befinden. : 

Aktiengeſellſchaften, welche in Preußen errichtet ſind und welche zugleich in 
Preußen ihren Sitz haben, ſtehen Preußiſchen Unterthanen gleich. Daſſelbe gil 
von Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, welche in Preußen errichtet e 

Preußen 


Preußen ihren Sitz haben, fo ern zugleich die persönlich haftenden Mitglieder der⸗ 1 
ben ſämmtlich Preußiſche Unterthanen ind 55 


$. 57. 


5 Die Führung des Schiffsregiſters und die Ausfertigung der Certiſikate 
wird den Handelsgerichten übertragen, in deren Bezirken die Seehäfen belegen 
find. Ein jedes dieſer Gerichte hat für alle Häfen feines Bezirks nur Ein Schiffs 
regiſter zu führen. i Be 
$. 58. 


| Ein jedes Schiff kann nur in dasjenige Schiffsregiſter eingetragen werden, 
welches für feinen Heimathshafen (Artikel 435. des Hande Sgeſetzbuchs) geführt wird. 


5 $. 59. 8 
Die Eintragung des Schiffs in das Schiffsregiſter muß enthalten: 
1) den Namen und die Gattung des Schiffs (ob Barke, Brigg u. |. ar 
2) feine Größe und die nach der Größe berechnete Tragfähigkeit / a 
3) die Zeit und den Ort feiner Erbauung, oder, wenn es einem anderen 
Lande angehört hat, den Thatumſtand, wodurch es das Recht, die Landes⸗ 
flagge zu führen, erlangt hat, und außerdem, wenn thunlich, die Zeit 
und den Ort der Erbauung; 
4) den Heimathshafen; | 
5) den Namen und die nähere e des Rheders (Artikel 450. des 
Handelsgeſetzbuchs), oder, wenn eine Rhederei beſteht (Artikel 456. a. a. O.) / 
den Namen und die nähere Bezeichnung aller Mitrheder und die Größe 
der Schiffspart eines Jeden; iſt eine Handelsgeſellſchaft Rheder oder 
Mitrheder, fo find die Firma und der Ort, an welchem die Geſellſchaft f 
ihren Sitz hat, und, wenn die Geſellſchaft nicht eine Aktiengeſellſchaft fi, 
die Namen und die Rn Bezeichnung aller Gefellfchafter einzutragen 
bei der Kommanditgeſellſchaft auf Aktien genügt ſtatt der Eintragung 
aller Geſellſchafter die Eintragung aller perſönlich haftenden Geſellſchafter 
6) den Rechtsgrund, auf welchem die Erwerbung des Eigenthums des Schiffs Zur, 
oder der einzelnen Schiffsparten beruht / . ER, 


7) die Nationalität des Rheders oder der Mitrheder / 

) den Tag der Eintragung des Schiffs. 5 N 
Ein jedes Schiff wird in das Schiffsregiſter unter einer beſonderen 
ſungsnummer eingetragen. e 


Die Eintragung des Schiffs in das Schiffsregiſter darf erſt geſchehen 
chdem das Recht deſſelben, die Preußiſche Flagge zu führen ($. 56.) un alle 
m F. 59. bezeichneten Thatſachen glaubhaft nachgewieſen ſind. 5 
TERN 


Das Recht, die Preußiſche Flagge zu führen, darf weder vor der Ein⸗ 
tragung des Schiffs in das Schiffsregiſter, noch vor der Ausfertigung des Certi⸗ 
fi£at3 ausgeübt werden. 5 5 

Das Certifikat muß in wortgetreuer Uebereinſtimmung Alles enthalten, 
was in das Schiffsregiſter en ift, und bezeugen, daß die nach $. 60. 


(> 


erforderlichen Nachweiſungen 0 hrt find. Durch das Certifitat wird das Recht 
des Schiffs, die Preußiſche Flagge zu führen, nachgewieſen. = 
$. 62. 

Wenn ein im Auslande befindliches fremdes Schiff durch den Uebergang 
in das Eigenthum eines Preußiſchen Unterthans das Recht, die Preußiſche Flagge 
zu führen, erlangt, ſo können die Eintragung des Schiffs in das Schiffsregiſter 
und das Certifikat durch ein von dem Preußiſchen Konſul, in deſſen Bezirk das 
Schiff zur Zeit des Eigenthumsüberganges ſich befindet, über den Erwerb des 
Rechts, die Preußiſche Flagge zu führen, ertheiltes Atteft, jedoch nur für die 
Dauer eines Jahres ſeit dem Tage der Ausſtellung des Atteſtes, erſetzt werden. | 


$..68. 


Tritt in den Thatſachen, welche in dem H. 59. bezeichnet find, nach der 1 
Eintragung des Schiffs in das Schiffsregiſter eine Veränderung ein, ſo hat der 
Rheder dieſelbe binnen ſechs Wochen nach Ablauf des Tages, an welchem er von 
ihr Kenntniß erhalten hat, dem das Schiffsregiſter führenden Gerichte zum Zweck 
der Befolgung der Vorſchriften des Artikels 436. des Handelsgeſetzbuchs anzu⸗ 
zeigen und nachzuweiſen. Daſſelbe gilt, wenn eine Thatſache eintritt, welche nach 
dem zweiten Abſatz des Artikels 436. des Handelsgeſetzbuchs die Löſchung des 
Schiffs im Schiffsregiſter und die Zurücklieferung des Certifikats erforderlich macht. 
Die Verpflichtung zu der Anzeige und Nachweiſung liegt ob: | 
1) wenn eine Rhederei beſteht, allen Mitrhedern 


2) wenn eine Aktiengeſellſchaft Rheder oder Mitrheder ift, für dieſelbe allen 


Mitgliedern des Vorſtandes, f 
3) wenn eine andere Handelsgeſellſchaft Rheder oder Mitrheder iſt, für die⸗ 
ſelbe allen perſönlich haftenden Geſellſchaftern, ü 5 1 
4) wenn die Veränderung in einem Eigenthumswechſel beſteht, wodurch das 
Recht des Schiffs, die Preußiſche San? zu führen, nicht berührt wird, 
dem neuen Erwerber des Schiffs oder der Schiffspart. 5 


. 64. 


Wer eine nach dem vorſtehenden Paragraphen ihm obliegende Verpflichtung 1 | 
binnen der ſechswöchentlichen Friſt nicht erfüllt, wird mit Geldbuße bis zu Ein 
hundert Thalern beſtraft, ſofern er nicht beweiſt, daß er ohne fein Verſchulden 
BIS | | außer 


ußer Stande geweſen ſei, dieſelbe zu erfüllen die Strafe tritt nicht ein, wenn 
vor Ablauf der Friſt die Verpflichtung von einem Mitverpflichteten erfüllt iſt. 


§. 65. ü 

5 Die Artikel 432. bis 437. des Handelsgeſetzbuchs und die vorſtehenden 

15 56. bis 64. finden keine Anwendung auf die lediglich zur Küſtenfahrt be⸗ 
ſtimmten Fahrzeuge, welche nicht mit einem feſten Deck verſehen ſind. 

Durch landesherrliche Anordnung kann beſtimmt werden, daß die erwähnten 

Vorſchriften auch auf ſolche nach einem Holſteinſchen oder Schleswigſchen Hafen 


zu Haufe gehörigen Küſtenfahrzeuge, welche zwar mit einem feſten Deck verſehen 


ſind, ihre Reiſen jedoch über ein gewiſſes Küftengebiet nicht ausdehnen, keine An⸗ 
ndung finden. 
Ss K. 66. 
Der Juſtizminiſter hat die Gerichte wegen Führung des Schiffsxegiſters 
mit einer Inſtruktion zu verſehen. „ 


y 


H. 67. | 
gu Artikel 448. Hinſichtlich der Anwendbarkeit der Artikel 495. 496. 
681. und 757. Ziffer 7. ſind für die Schiffe, deren Heimathshafen Altona iſt, 
die Häfen von Hamburg und Harburg, für die Schiffe, deren Heimathshafen 
Blankeneſe iſt, die Häfen von Altona, Hamburg und Harburg dem Heimaths⸗ 
hafen gleich zu achten. f b 
Hi.nſichtlich der Anwendbarkeit der Artikel 473. 521. 523. und 548. ſind 
die Schiffe, deren Heimathshafen ein Holſteinſcher oder Schleswigſcher Hafen 
jeder andere Schleswigſche oder Holſteinſche Hafen, ſowie jeder Hafen an der 
Elbe oder Trave dem Heimathshafen gleich zu achten. 


„ | N 
Zu Artikel 489. Auf kleineren Fahrzeugen (Küſtenfahrer und dergl.) iſt 


r die Führung des Journals gleichfalls erforderlich. Bei kurzen Küſtenfahrten e 


ieſer Fahrzeuge braucht jedoch nur von Tag zu Tag die Beſchaffenheit von Wind 

nd Wetter und der Waſſerſtand bei den Pumpen, ſoweit thunlich, täglich, und 

außerdem ohne Verzug jeder Unfall, welcher dem Schiff oder der Ladung zuſtößt, 
tragen zu werden. 8. 3 


F. 69. 1 8 


Zu den Artikeln 536. bis 541. Wenn nach Beendigung der Ausreiſe e 


ine oder mehrere Zwiſchenreiſen unternommen werden, ſo kann der Schiffsmann, 
obald ſechs Monate ſeit dem Antritt der Ausreiſe abgelaufen ſind, in dem erſten 
dafen, welchen das Schiff anläuft, ſofern es darin ganz oder zum größeren Theile 
elöſcht wird, die Auszahlung der Hälfte der bis dahin verdienten Heuer ver⸗ 
. Die Zahlung muß nach jener Wahl entweder baar oder mittelſt einer 
weifung auf den Rheder erfolgen, welche zwei Tage nach Sicht zahlbar 5 
Nr. 6727) 8 N 


chiffsmann, echs Monate ſeit deren 
„die Auszahlung der Hälfte der ſeit der 


zu fordern berechtigt. 


Die in dem Artikel 541. des Handelsgeſetzbuchs vorgeſchriebene Erhöhung 


Er der nach Zeit bedungenen Heuer beträgt von dem Beginn des dritten Jahres an 


ein Fünftel, von dem Beginn des vierten Jahres an ein ferneres Fünftel des 
in dem Heuervertrag feſtgeſetzten Betrages; Leichtmatroſen rücken mit Beginn des 
dritten Jahres in die Heuer der Vollmatroſen, Schiffsjungen in die Heuer der 


ER Leichtmatroſen, in beiden Fällen unter Hinzurechnung der vorerwähnten Erhöhung. 


8 71 Bere 
Zu Artikel 731. Der Dispacheur hat die Dispache ſofort nach ihrer 


f 0 Aufnahme dem Handelsgerichte zu überreichen. 


Dem Handelsgerichte liegt ob, die Dispache zu prüfen, und dieſelbe wenn 
ſich Fehler oder Mängel finden, durch den Dispacheur berichtigen zu laſſen. 15 


§. 72. 


Nachdem die Dispache geprüft und erforderlichenfalls berichtigt iſt, werden 
diejenigen Betheiligten, welche bei dem Gerichte ſich gemeldet haben, oder dem: 
ſelben anderweit, insbeſondere aus den Schiffs- oder Ladungspapieren bekannt 

gemacht worden find, ſofern fie am Orte des Gerichts ſich aufhalten oder dort 

anweſende Vertreter beſtellt haben, und für die übrigen Betheiligten ein ihnen zu 
beſtellender Offizialanwalt zu einem Termine vor einem Kommiſſar des Gerichts 

vorgeladen, um ſich über die Dispache zu erklären. e 
Die Vorladung geſchieht unter der Verwarnung, daß gegen den Nicht: 
erſcheinenden angenommen wird, er habe gegen die Dispache nichts zu erinner 


K. 73. 


5 Werden in dem Termine gegen die Dispache eine Einwendungen erhoben 
fo hat das Gericht dieſelbe zu beſtätigen. ö . 


im Termine näher zu 
halten. Inn letzteren 

Gerichte eingereicht werden 

das im Termine aufgenomm 

5 Auf die Klageſchrift, 
halb der vierzehntägigen 
dienende Abſchrift des Termin 
Prozeßverfahren eingeleitet. 


6 


— 1 


9. 75. | | 
Sind die vorgebrachten Einwendungen durch rechtskräftige Entſcheidung 
oder in anderer Art endgültig erledigt, ſo erfolgt die Weh der Dispache 
durch das Gericht, nachdem dieſelbe erforderlichenfalls nach aaßgabe der Er⸗ 
lledigung der Einwendungen berichtigt iſt. 
F. 16 
a Wenn Einwendungen erhoben werden, welche nur einen Theil der Dispache 
berühren, ſo hat das Gericht die letztere, inſoweit ſie durch die Einwendungen 
nicht berührt iſt, ſofort zu beſtätigen. 
$. 77. 
Aus der von dem Gerichte beſtätigten Dispache findet die Exekution ſtatt. 


$. 78. 


1 15 Zu den Artikeln 736. bis 741. Die Beſtimmungen der Artikel 736. bis 
741., ſowie die auf dieſelben ſich beziehenden Vorſchriften im Buch V. Titel 12. 


des Handelsgeſetzbuchs finden auch auf den Zuſammenſtoß von Fluß und See⸗ 


x ſchiffen und von Flußſchiffen unter einander Anwendung. 
8.79. 


Zu Artikel 767. Ziffer 1. Erfolgt der öffentliche Verkauf des Schiffes 


iim Konkurs des Rheders, ſo iſt der Erlaß eines beſonderen Proklams nicht 
erforderlich, wenn bereits in dem Konkursproklam das Schiff als in der Kon⸗ 
kursmaſſe begriffen „ausdrücklich bezeichnet worden iſt. 


$. 80. 


Zu Artikel 768. Bei freiwilliger Veräußerung von Seeſchiffen kann 
von dem Handelsgerichte, in deſſen Bezirk der Heimathshafen des Schiffes ſich 

befindet, ein Eviktionsprollam mit der Bedeutung erlaſſen werden, daß alle nicht 
angemeldeten dinglichen Anſprüche, insbeſondere auch die Pfandrechte der Schiffs⸗ 
gläubiger erlöſchen. Die Anmeldungsfriſt iſt nach dem Ermeſſen des Gerichts, 
jedoch nicht unter drei Monate feſtzuſetzen. 


Zweiter Titel. 


Uebergangsbeſtimmungen. 


F. 81. 
Die Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs, gemäß welchen die Handelsfirmen 
und die Handelsgeſellſchaften, ſowie die Vorſteher der Aktiengeſellſchaften zur 
Nahtgeng 1867. (Nr. 6727.) 151 Ein⸗ 


— 1150 Er 

Eintragung in das Handelsregiſter angemeldet und die Firmen und Unterſchriften 
vor dem Handelsgericht gezeichnet, oder die Zeichnungen in beglaubigter Form 
eingereicht werden follen, müſſen von den Kaufleuten, welche bereits vor dem 
30. September 1867. ihren Geſchäftsbetrieb begonnen haben, ſowie in Betreff 
der Handelsgeſellſchaften, welche bereits vor dieſem Zeitpunkte errichtet find, eben? 
falls befolgt werden. 5 = 

Die vorſtehende Beſtimmung gilt auch für die Kaufleute und Handels⸗ 
geſellſchaften, deren Firmen bereits nach den bisherigen Einrichtungen bei Be⸗ 
hörden oder Korporationen angemeldet oder in amtliche Regiſter eingetragen ſind, 
ſowie von den Handelsgeſellſchaften, deren Exrichtung in ſolcher Weiſe ver⸗ 
öffentlicht iſt. : 


$. 82. 


Iſt bei einer am 30. September 1867. bereits beſtehenden Handelsgeſell⸗ 
ſchaft nach ihrer Errichtung eine Aenderung eingetreten, welche nach den Vor⸗ 
ſchriften des de zur Eintragung in das Handelsregiſter anzumelden 
iſt, ſo muß die Anmeldung zur Eintragung der Geſellſchaft nach Maaßgabe der 
eingetretenen Aenderung geſchehen. 8 


ö. 83. 


Die in den § F. 81. und 82. vorgeſchriebenen Anmeldungen und Zeich⸗ 
nungen ſind binnen einer Friſt von drei Monaten, vom 30. September 1867. 
an gerechnet, zu bewirken. Nach Ablauf dieſer Friſt haben die Handelsgerichte 
die Betheiligten in dem durch die SS. BR vorgeſchriebenen Verfahren zur Befol- 
gaht der obigen Anordnungen von Amtswegen durch Ordnungsſtrafen an⸗ 
zuhalten. N f 


$. 84. 


Auch die in dem e über die Firmen gegebenen Vorſchriften, 
auf welche der K. 81. ſich nicht bezieht, haben für die Kaufleute, welche bereits 
vor dem 30. September 1867. ihren Geſchäftsbetrieb begonnen haben, ſowie für 
die Handelsgeſellſchaften, welche bereits vor dem 30. September 1867, errichtet 
ſind, ebenfalls Geltung. 8 1 

Jedoch kommen die Vorſchriften der Artikel 16. 17. 18. 20. und 21. 
Abſatz 2. des Handelsgeſetzhuchs in Bezug auf eine Firma, deren ein Kaufmann 
oder eine Handelsgeſellſchaft bereits vor dem 30. September 1867. ſich bedient 
hat, nicht zur Anwendung, ſofern dieſelbe innerhalb der im $. 83. bezeichneten 
Friſt zur Eintragung in das Handelsxregiſtek angemeldet wird. 

Wenn in Folge der letzteren Beſtimmung für mehrere Perſonen oder 
Handelsgeſellſchaften dieſelbe Firma in das Handelsregiſter eingetragen wird, ſo 
bleibt jeder von ihnen das Recht vorbehalten, gegen die anderen, ſofern dieſe ihr 
gegenüber bei Eintritt der Geltung des Handelsgeſetzbuchs nicht befugt waren, 
e anzunehmen oder zu führen, auf Anterlaſſung der Führung derſelben 
zu klagen. | re 


1 


$. 85. | 


a Eine bereits vor dem 30. September 1867. gültig errichtete Aktiengeſell⸗ 
ſchaft oder Kommanditgeſellſchaft auf Aktien wird in das Handelsregiſter einge⸗ 
tragen, ſollten auch die Erforderniſſe nicht erfüllt fein, welche das Handelsgeſetz⸗ 
buch für die Errichtung einer ſolchen Geſellſchaft vorſchreibt und denen nach den 
Vorſchriften deſſelben genügt fein muß, bevor die Eintragung der Geſellſchaft 
geſchehen kann, 
u $. 86. 

Sr Sind die zur Geſchäftsführung befugten Mitglieder einer am 30. Sep⸗ 

tember 1867. bereits beſtehenden offenen Geſellſchaft, Kommanditgeſellſchaft oder 

Kommanditgeſellſchaft auf Aktien durch den Geſellſchaftsvertrag oder durch einen 

vor dem 30. September 1867. errichteten Vertrag in der Befugniß, die Geſell⸗ 

ſchaft zu vertreten, beſchränkt, ſo beſtimmt ſich die Wirkung dieſer Beſchränkung 

im Verhältniß zu dritten Perſonen noch innerhalb eines Zeitraums von drei 

Monaten, vom 30. September 1867, an gerechnet, nach den bisherigen Geſetzen. 

R Die Beſchränkung kann innerhalb dieſes Zeitraums zur Eintragung in 

das Handelsregiſter angemeldet werden; geſchieht dies, ſo beſtimmt ſich die Wir⸗ 

kung der Beſchränkung im Verhältniß zu dritten Perſonen für die Zeit nach 

Ablauf jener drei Monate nach den Grundſätzen, welche der Artikel 115. des 

Handelsgeſetzbuchs über die Wirkung der Ausſchließung eines Geſellſchafters von 

der Befuͤgniß, die Geſellſchaft zu vertreten, enthält. a f 

| Wenn die Anmeldung nicht innerhalb des dreimonatlichen Zeitraums ge⸗ 

ſchieht, ſo hat die Beſchränkung für die Zeit nach Ablauf dieſer Friſt dritten 

Perſonen gegenüber keine rechtliche Wirkung und kann ſpäter nicht mehr ange⸗ 

meldet werden. 

der Vorſtand einer am 30. September 1867. bereits beſtehenden 

Aktiengeſellſchaft in der Befugniß, die Geſellſchaft zu vertreten, beſchränkt, fo 

kommt während des Zeitraums von fünf Jahren, vom 30. September 1867. an 

gerechnet, die im zweiten Abſatz des Artikels 231. des Handelsgeſetzbuchs enthaltene 
Beſtimmung nicht zur Anwendung; für die ſpätere Zeit hat die Beſchränkung 

dritten Perſonen gegenüber keine rechtliche Wirkung. 


i eſetzluchs, insbeſondere find die früheren Vorſchriften über die rechtlichen Folgen 
v Veröffentlichung der Thatſachen nicht anwendbar, i 
(Sr, 6727 151* $. 88. 
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$. 88. 


Wer vor dem 30. September 1867. eine Prokura erhalten hat, und nach 1 
dieſem Zeitpunkte nicht von Neuem von dem Prinzipal zum Prokuriſten beſtellt 


wird (Artikel 41. Abſatz 2. des Handelsgeſetzbuchs), iſt nicht mehr mae per 
Procura die Firma zu zeichnen oder ſich ſonſt als Prokuriſten auszugeben, er 
gilt vielmehr nur als Handlungsbevollmächtigter im Sinne des Artikels 47. des 
Handelsgeſetzbuchs, jedoch als ermächtigt zur Vornahme aller Geſchäfte und Rechts⸗ 
1 „wozu er auf Grund der Prokura nach den bisherigen Geſetzen be⸗ 
ugt war. 

Wird eine vor dem 30. September 1867. ertheilte Prokura binnen drei 
Monaten, vom 30. September 1867. an gerechnet, aufgehoben, ſo ſind die bis⸗ 
herigen Geſetze auch für die Nothwendigkeit und die Form der Veröffentlichung 
der Aufhebung, ſowie für die rechtlichen Folgen der geſchehenen oder nicht ge⸗ 
ſchehenen Veröffentlichung im Verhältniß zu Dritten maaßgebend. Erfolgt da⸗ 
uam die Aufhebung erst 
Hrundſätze über die Aufhebung einer erſt unter der Herrſchaft des Handelsgeſetz⸗ 
buchs ertheilten Handlungsvollmacht. i 


$. 89. 70 


In das Schiffsregiſter find auch diejenigen Schiffe einzutragen, welche am 
30. September 1867. zur N: der Preußiſchen Flagge berechtigt und mit 
den nach den bisherigen Vorſchriften zur Ausübung dieſes Rechts erforderlichen 


Papieren verſehen ſind. Die Eintragung derſelben in das n muß 


binnen Einem Jahre, vom 30. September 1867. an gerechnet, unter Zurückgabe 
der früher ertheilten Nationalitätsurkunden nachgefucht werden. Befindet ſich ein 
Schiff am 30. September 1867. auf einer Reiſe, von welcher es erſt nach Ab⸗ 


lauf der einjährigen Friſt zurückkehrt, ſo gilt die Friſt als bis zur Rückkehr des 1 


Schiffs verlängert. Die ee tritt nicht ein, wenn das Schiff binnen 
der einjährigen Friſt in einem Hafen der Oſtſee oder Nordſee gelöſcht wird. 


Während der im vorhergehenden Abſatz bezeichneten Friſt beſtimmt ſich die | 


Zuläſſigkeit der Ausübung des Rechts, die Preußiſche Flagge zu führen, noch 
nach den bisherigen Vorſchriften. 


$. 90. 


Zur Ausführung der in den vorſtehenden Paragraphen enthaltenen Vor⸗ f 


Dahn hat der Juſtizminiſter die Gerichte mit einer näheren Inſtruktion zu 
verſehen. d N 


$. 91. 


Die auf die Größe des Logisraumes ſich beziehenden Vorſchriften im G 50 


Ben des N 26. des Geſetzes vom 26. März 1864. treten in Betreff der Schiffe, 


welche vor 
in Geltung. 
| 


Dritter 


nach Ablauf der dreimonatlichen Friſt, ſo gelten die 


em 30. September 1867. gebaut find, erſt mit dem 1. Januar 1869. 


ER“ 


—- 1b — 


Dritter Titel. 
Schlußbeſtimmungen. 


$. 92. 


Die Errichtung einer Börſe kann nur mit Genehmigung des Handels⸗ 
miniſters erfolgen. 


$. 93. 


Neue Börſenordnungen bedürfen der Genehmigung des header Kom 
Dieſe Genehmigung iſt auch zur Abänderung und Ergänzung beſtehender Börſen⸗ 
ordnungen erforderlich und genügend. N 


$. 9. 


| 

| 55 In den Börſenordnungen iſt insbeſondere auch zu beſtimmen, wie die lau⸗ 
fenden Preiſe und Kurſe feſtzuſtellen, wie die Feſtſtellungen zu veröffentlichen und 
0 wie Zeugniſſe darüber zu ertheilen ſind. 
| 
j 
i 


$. 95. 


ER Auf Aktiengeſellſchaften, bei welchen der Gegenſtand des Unternehmens 
nicht in Handelsgeſchäften beſteht, finden die in den Artikeln 18. 207. bis 248. 
es e ee und in den $$. 40. bis 48. dieſer Verordnung enthaltenen 
PVeoorſchriften gleichfalls Anwendung, ſoweit in den folgenden $$. 96. bis 98. nicht 
ein Anderes beſtimmt tft. £ 
Ingleichen find auf jene Aktiengeſellſchaften die Beſtimmungen der $$. 31. 
und 32. diefer Verordnung dahin anwendbar, daß die zu dem Vermögen einer 
ßſolchen Geſellſchaft gehörenden Grundſtücke, Gerechtigkeiten, dinglichen Rechte und 
Hypothekenforderungen auf den Namen der Geſellſchaft, ohne Benennung der ein⸗ 
zelnen Geſellſchafter in das Schuld- und Pfandprotokoll einzutragen, daß bei der 
Eintragung die Firma der Geſellſchaft und der Ort, wo ſie ihren Sitz hat, an⸗ 
zugeben und daß, wenn in Bezug auf die Firma oder den Sitz eine Aenderung 
eintritt, dieſe im Schuld⸗ und Mfundprotokoll zu vermerken iſt. 


$. 96. 


EUR Die in den Artikeln 210. 211. 212., in dem zweiten und dritten Abſatz 
des Artikels 214., ſowie im erſten Abſatz des Artikels 220., in den Artikeln 226. 
228. 233., in dem erſten Abſatz des Artikels 239. in dem Artikel 243., in dem 
a m Abſatz des Artikels 244., in dem dritten Abſatz des Artikels 245., in dem 
Artikel 246., in dem Artikel 247. unter aller 4. und in dem zweiten Abſatz des 
Artikels 248. des Handelsgeſetzbuchs enthaltenen Vorſchriften ſinden auf die im 
H. 9. bezeichneten Aktiengeſellſchaften keine Anwendung. 


Gr. 67270 $. 97. 


. 97. 


Für dieſelben treten an Stelle der nach dem F. 96. nicht anwendbaren . 
Vorſchriften des Artikels 211., des dritten Abſatzes des Artikels 214. des erſten 
Abſatzes des Artikels 220., der Artikel 226. 228. 233., des erſten Abſatzes des 
Artikels 239., des Artikels 243., des zweiten Abſatzes des Artikels 244., des 
dritten Abſatzes des Artikels 245., der Artikel 246. 247. Ziffer 4. und des zweiten 
Abſatzes des Artikels 248. des Handelsgeſetzbuchs folgende Vorſchriften: ö 

1) An Stelle des Artikels 211: 
Vor erfolgter landesherrlicher Genehmigung und Bekanntmachung 
des Geſellſchaftsvertrages nebſt der Genehmigungsurkunde durch das 
Amtsblatt (§F. 40. und 41.), beſteht die Aktiengeſellſchaft als 
ſolche nicht. 

Wenn vorher im Namen der Geſellſchaft gehandelt worden iſt, 

ſo haften die Handelnden perſönlich und ſolidariſch. 

2) An Stelle des dritten Abſatzes des Artikels 214: 
Ein ſolcher Beſchluß hat keine rechtliche Wirkung, bevor derſelbe 
nebſt der Genehmigungsurkunde durch das Amtsblatt bekannt ge⸗ 
macht iſt ($$. 40. und 41.). 


3) An Stelle des erſten Abſatzes des Artikels 220: N 
Ein Aktionair, welcher feine Aktie nicht zur rechten Zeit einzahlt, iſt 
zur Zahlung der landesüblichen Verzugszinſen von Rechtswegen 
verpflichtet. 8 


A) An Stelle des Artikels 226: Re: 
Handelt es ſich um die Führung von Prozeſſen gegen die Mitglieder 
des Vorſtandes oder des Aufſichtsrathes, jo kommen die tikel 
194. und 195. mit der Maaßgabe zur Anwendung, daß die Cr- 
nennung der Bevollmächtigten, wenn die Beſtellung derſelben durch 
Wahl gehindert wird (Artikel 195. Abſatz 2.), durch das Gericht 
erfolgt, in deſſen Bezirk die Geſellſchaft ihren Sitz hat. 

5) An Stelle des Artikels 228: i 
Die jeweiligen Mitglieder des Vorſtandes müſſen alsbald nach ihrer 
Beſtellung in der or „welche für die von der Geſellſchaft aus 
gehenden Bekanntmachungen angeordnet iſt, und durch die dafür be⸗ 
feen öffentlichen Blätter (Artikel 209. Ziffer 11.) bekannt ger 
macht werden. i N 

6) An Stelle des Artikels 233: 

Jede Aenderung der Mitglieder des Vorſtandes muß in der für die 
Veröffentlichung der Mitglieder des Vorſtandes vorgeſchriehenen Weiſe 
bekannt gemacht werden. In Bezug auf ein erſt nach Ablauf des 
dritten Tages, von dem Tage der Ausgabe des Blattes an gerech⸗ 

5 net, 
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net, in welchem die Bekanntmachung zuerſt erſchienen iſt, ab⸗ 


geſchloſſenes Geſchäft kann, der Geſellſchaft gegenüber, die Unkenntniß 
der Aenderung nicht geltend gemacht werden. Iſt das Geſchäft 
früher abgeſchloſſen, oder iſt die Veröffentlichung nicht geſchehen, jo 
kann die Geſellſchaft einem Dritten die Aenderung nur dann ent⸗ 
gegenſetzen, wenn ſie beweiſt, daß ihm dieſelbe bei dem Abſchluß des 
Geſchäfts bekannt war. 


7) An Stelle des erſten Abſatzes des Artikels 239: 


Der Vorſtand iſt verpflichtet, Sorge zu tragen, daß die zur Ueber⸗ 
ſicht der Vermögenslage der Geſellſchaft erforderlichen Bücher ge⸗ 
führt werden. Er muß den Aktionairen ſpäteſtens in den erſten 
ſechs Monaten jedes Geſchäftsjahres eine Bilanz des verfloſſenen 
Geſchäftsjahres vorlegen. : 
Die Bücher der Gefellfchaft find während zehn Jahre, von 
dem Tage der in dieſelben geſchehenen letzten Eintragung an gerech⸗ 
net, aufzubewahren. Daſſelbe gilt in Anſehung der Geſchäftsbriefe, 
ſowie in Anſehung der Inventare und Bilanzen. 


8) An Stelle des Artikels 243: 


Die Auflöſung der Geſellſchaft muß, wenn ſie nicht eine Folge des 
eröffneten Konkurſes iſt, zu drei verſchiedenen Malen durch die hierzu 
beſtimmten öffentlichen Blätter (Artikel 209. Ziffer 11.) bekannt 
gemacht werden. 

Durch dieſe Bekanntmachung müſſen zugleich die Gläubiger 
aufgefordert werden, ſich bei der Geſellſhaft zu melden. 


9) An Stelle des zweiten Abſatzes des Artikels 244: 


Es kommen die bezüglich der offenen Handelsgeſellſchaften über das 
Rechtsverhältniß der Liquidatoren gegebenen Beſtimmungen auch 
hier zur Anwendung, mit der Maaßgabe, daß die Liquidatoren, das 
Austreten eines Liquidators oder das Erlöſchen der Vollmacht eines 
ſolchen in gleicher Art, wie die Mitglieder des Vorſtandes und eine 
Aenderung dieſer Mitglieder, bekannt zu machen ſind. Die Folgen 
der geſchehenen oder nicht geſchehenen Bekanntmachung beſtimmen 
ſich nach den Vorſchriften über die Folgen der geſchehenen oder 
nicht geſchehenen Bekanntmachung einer Aenderung der Mitglieder 
des Vorſtandes. 


10) An Stelle des dritten Abſatzes des Artikels 245: 


(Nr. 6727) 


Die aus den Büchern der Geſellſchaft erſichtlichen oder in anderer 
Weiſe bekannten Gläubiger find durch beſondere Erlaſſe aufzufor⸗ 
dern, ſich zu melden; unterlaſſen ſie dies, ſo iſt der Betrag ihrer 
Forderungen gerichtlich niederzulegen. Das letztere muß auch in 
Anſehung der noch ſchwebenden Verbindlichkeiten und ſtreitigen For⸗ 
derungen geſchehen, ſofern nicht die Vertheilung des Geſellſchafts⸗ 

ver⸗ 


** 


| vermögens bis zu deren Erledigung ausgeſetzt bleibt oder den Gläu⸗ 
bigern eine angemeſſene Sicherheit beſtellt wird. 


11) An Stelle des Artikels 246: 


Die Bücher der aufgelöſten Geſellſchaft ſind an einen von dem 
Gerichte, in deſſen Bezirke die Geſellſchaft ihren Sitz hat, zu beſtim⸗ 
menden ſicheren Ort zur Aufbewahrung auf die Dauer von zehn 
Jahren niederzulegen. 


12) An Stelle der Beſtimmung unter Ziffer 4. Artikel 247: 


Die Auflöſung der Geſellſchaft iſt wie in ſonſtigen Auflöſungsfällen 
bekannt zu machen. 


13) An Stelle des zweiten Abſatzes des Artikels 248: 

5 Die Zurückzahlung kann nur unter Beobachtung derſelben Beſtim⸗ 
mungen erfolgen, welche für die Vertheilung des Geſellſchafts⸗ 
vermögens im Falle der Auflöſung nach den im Artikel 245. und 
den vorſtehend unter Ziffer 8. und 10. enthaltenen Vorſchriften 
maaßgebend ſind. 


$. 98. 


Iſt der Vorſtand einer zur Zeit des Eintritts der Geltung dieſer Verord⸗ 
nung bereits beſtehenden Aktiengeſellſchaft, bei welcher der Gegenſtand des Unter⸗ 
nehmens nicht in Handelsgeſchäften befteht, in der Befugniß, die Geſellſchaft zu 
vertreten, kun „ſo kommt während des Zeitraums von fünf Jahren, von 
der Zeit des Eintritts der Geltung dieſer Verordnung an gerechnet, die im zwei⸗ 
ten Abſatze des Artikels 231. des andelsgeſetzbuchs enthaltene Vorſchrift nicht 
zur Anwendung; für die ſpätere eit hat die Beſchränkung dritten Perſonen 
gegenüber keine rechtliche Wirkung. 


5. 99. | 


Bis zur Errichtung von ee treten an Stelle der letzteren die 
ordentlichen Gerichte der erſten Inſtanz. 


F. 100. 


Für die auf die Führung des Handels⸗ und Schiffsregiſters ſich beziehen⸗ 
den Geſchäfte ſind die Koſten nach Maaßgabe der für die älteren Landestheile 
erlaſſenen Verordnung vom 27. Januar 1862, (Geſetz⸗-Samml. S. 33.), betref⸗ 
fend die durch die Einführung des Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuchs 
nöthig gewordene Ergänzung der Geſetze über die gerichtlichen Gebühren und 
Koſten, $$. 1. bis 13., zu erheben. 


$. 101. 


Die bisherigen Beſtimmungen, welche Regeln darüber enthalten, wie der 
Beweis durch Handelsbücher geliefert wird, die Beſtimmungen über die Be⸗ 
i ſchrän⸗ 


4 Isbüchern, 
ige Zuläſ fr ) Prälluſton 
Gläubiger einer Handel: lu in Folge des Austritts eines G 

rs oder der Auflöſung der Geſellſchaft, ie über die Zuläſſigkeit des 
chen Aufrufs und der Prökluſon unbekannter Gläubiger, welche aus den 
shandlungen eines Prokuriſten oder Handlungsfaktors gegen den Eigen⸗ 
er der Handlung Anſprüche herleiten, ingleichen alle dem Deutſchen 71 5 
eſetzbuch und dieſer e entgegenſtehenden Beſtimmungen werden . 


5 bl unter per Höchſteigenhän ändigen Unterſchrift und beigedrucktem 8 


ichen Inſiegel. 
won Berlin, den 5 el, 1867. 
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(Nr. 6728.) Allerhöchſter Erlaß vom 3. Juni 1867, betreffend die Verleihung der fiskaliſchen 


ihm 
erfor 
und 


\ 
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Vorrechte in Bezug auf den Bau und die Unterhaltung der Kreis ⸗Chauſſeen 
von Creutzburg, im Kreiſe Creutzburg, nach Landsberg, im Kreiſe Roſen⸗ 
berg, und von Conſtadt nach Pitſchen, im Kreiſe Ereutzburg. 


Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau von Kreis⸗ 
nd Roſenberg des Regierungsbezirks Oppeln: 
Landsberg, im Kreiſe Roſenberg; 

genehmi 


egen 
Recht zur 


des für die Staats⸗Chauſſeen je 


Berlin, den 3. Juni 1867. 
Wilhelm. 


Für den Miniſter für Handel ı 5 
Frh. v. d. Heydt. v. Selchow. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, Gewerbe 


und öffentliche Arbeiten. 


en 


: Gr. 6729.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis-Obligationen 
5 ü des Creutzburger Kreiſes im Betrage von 30,000 Thalern. Vom 3. Juni 
1867. ; 


a Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König bon Preußen 2. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Creutzburger Kreiſes auf dem Kreistage 
vom 10. November 1866. beſchloſſen worden, die zur Ausführung der vom Kreiſe 

unternommenen Chauſſeebauten erforderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu 
beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtände: zu dieſem Zwecke 
auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Gläubiger 
unkündbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 30,000 Thalern 
ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Gläubiger noch 
der Schuldner etwas ir erinnern gefunden hat, in Gemäßheit des $. 2. des Ge⸗ 
ſetzes vom 17. Juni 1833. zur usſtellung von Obligationen zum Betrage von 
7700 0 0 Thalern, in Buchſtaben: dreißig tauſend Thalern, welche in folgenden 
Avyoints: 


16,000 Thaler a 200 Thaler, 
RE ee 


9,000 a 
4/000 50 
17000 7 25 


85 — 30,000 Thaler, 

nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 

N bn Prozent jährlich 1 verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmen⸗ 

den Folgeordnung jährlich vom Jahre 1870. ab mit wenigſtens jährlich zwei Pro⸗ 
zent des Kapitals unter Zuwachs der Zinſen von den amortiſirten Schuldver⸗ 

schreibungen zu tilgen ſind, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherr⸗ 

liche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber 

dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des 

Eigenthums nachweiſen zu dürfen, ge tend zu machen befugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 

ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 

Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die Geſetz⸗ 

Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Arrrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 

Königlichen Inſiegel. ; 

Gegeben Berlin, den 3. Juni 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 
Für den Miniſter | 


für Handel 2c. 
Frh. v. d. Heydt. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


Cr. 6720) 152* Pro⸗ 


| . Provinz Schleſten, Regierungsbezirk Oppeln. 5 5 = 


. 
des Creutzburger Kreiſes 


7 


Auf Grund des unterm genehmigten Kreistagsbeſchluſſes vom 
10. November 1866. wegen 1 0 einer Schuld von 30,000 Thalern bekennt ſich 
die ſtändiſche Kommiſſion für die Chauſſeebauten im Creutzburger Kreiſe Namens 
des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläubigers un⸗ 
kündbare elle e u einer Darlehnsſchuld von Thalern 0 
Kurant, welche an den Kreis baar gezahlt worden und mit fünf Prozent jähr⸗ 
lich zu verzinſen iſt. 8 a N 5 
8 Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 30,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1870. ab allmälig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds 


von wenigſtens zwei Prozent des ganzen Kapitals jährlich, unter Zuwachs der 


Zinſen von den getilgten Schuldverſchreibungen. 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1870. ab in dem 
Monate September jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, 
den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, Di ſämmtliche 
noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie die 
n Schuldverſchreibungen werden unter e ihrer Buchſtaben, 
Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung e 
folgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, drei, 
zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der König⸗ 
lichen Regierung zu Oppeln, dem Kreisblatte des Creutzburger Kreiſes, in dem 
Staatsanzeiger und in der Schleſiſchen Zeitung. NT: 5 
Bis 1 dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli jeden Jahres, von 
heute 12 gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem 
verzinſet. 5 f e 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, bei 
der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Creutzburg, und zwar auch in der nach dem 
tritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 28 


Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſenticten. Schuldverfchreibung 
ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurückzu⸗ 
ern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 
Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
ückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, vom 
blauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinſen, 
jahren zu Gunſten des Kreiſes. i 
Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
ſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Theil J. 
itel 51. $$. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Creutzburg. 
Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
enigen, welcher den Verluſt von Zinskutons vor Ablauf der vierjährigen Ver⸗ 


rungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz der 

nskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in 0 0 

eiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemeldeten 

nnd bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt werden. 
Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind ſechs halbjährige Zinskupons bis zum 
Ai werden Zinskupons 


Schluſſe des Jahres 1869. ausgegeben. Für die weitere 
fünfjährige Perioden ausgegeben. . 
Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kom⸗ 

nunalkaſſe zu Creutzburg gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie bei- 

gedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der 
n Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 

Borzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 2 Eye 
Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der Kreis 


t feinem Vermögen. 2 5 
„Deſſen zu Arkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 


D ſtändiſche Kommiſſion für die Chauſſeebauten im Ereutzburger Kreiſe. 


„K u p N n 
zu der 
En Obligation des Creutzburger Reifen 
ker, N 
über nn Thaler zu fünf Prozent Zinſen 
1 „ 


1 Sb a N das Halbiahr vom 

5 N uchftaben) N : 
kaſſe zu Creutzburg. 

Creutzburg, den 


Die ſtaͤndiſche Kummiſton für die hanſfedaukn im Creutzbur ger 0 f 


Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 
der Fälligkeit, vom Schluß des betreffenden 


Br eee an gerechnet, erhoben Ken: 


provinz Schleſien, Vegierungsbezirk Oppeln. 
, | 


zu der i ER 


Kreis- Obligation des Creutzburger Kreiſes 


hie Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu de 
gation des Creutzburger Kreiſes 


Littr. ß über Thaler à fün ünf Prozent Zinfen 


a die e Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18. bis 18.. bei der Kre 
Kommunalkaſſe zu Creutzburg, falls der Inhaber der Dbligation 3 1 
Widerſpruch erhoben hat. 


Creutzburg, den en ... ö ER 
5 ſtaͤndiſ 8 Kommiſſion fir Nie Cha eebauten im Erg Kreil 


- u = 


(Nr. 6730.) Nachtrag zu dem Privilegium vom 18. Auguſt 1866. wegen Ausgabe von 
zwei Millionen Thaler Prioritäts⸗Obligationen der Magdeburg ⸗Köthen⸗ 
Halle-Leipziger Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 24. Juni 1867. 


5 Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ı. 


Nachdem von Seiten der Magdeburg⸗Köthen⸗Halle⸗Leipziger Eiſenbahn⸗ 
5 et auf Grund der in der Generalverſammlung ihrer Aktionaire vom 
9. März 1867. gefaßten Beſchlüſſe darauf angetragen worden iſt, das ihr unterm 
18. Auguſt 1866. (Geſetz⸗ Samml. S. 540.) verliehene landesherrliche Privilegium 
zur Ausgabe von zwei Millionen Thaler Prioritäts⸗Obligationen inſoweit zu 
ändern, daß 

der im $. 2. auf fünf Prozent jährlich normirte Zinsfuß auf vier und 

ein halbes Prozent jährlich, 8 

und 
die im $. 3. zur allmäligen Amortiſation der Anleihe beſtimmte Jahres⸗ 
ſumme von 159,000 Thalern auf den Betrag von 10,000 Thalern jähr⸗ 
lich unter Zuſchlag der durch die amortiſixten Obligationen erſparten 
Zinſen 

ermäßigt werde, wollen Wir dieſe Anträge unter Aufrechthaltung aller übrigen 
Beſtimmungen des gedachten Privilegiums ie landesherrlich genehmigen, 
indem Wir zugleich verordnen, daß auf der? ückſeite der hiernach auszufertigenden 
Obligationen neben dem mehrerwähnten Privilegium auch der gegenwärtige 
Nachtrag zu demſelben abgedruckt werde. i f 
Die gegenwärtige Urkunde iſt durch die Geſetz⸗Sammlung bekannt zu machen. 


Gegeben Berlin, den 24. Juni 1867. 
(. S.) Wilhelm. 
Für den Miniſter für 


Handel ic. 
Frh. v. d. Heydt. v. Selchow. 


Gh 675067819 (Nr. 6731.) 


Ars Ihren Bericht vom 3 Juli d. J. 5 Ich in 1 Verſlge a 
| Meiner Order vom 6. Mai d. J. (Gefeb- Samml S. 699.), was gh 


0 In den Bezirken der Juſtiz ämter zu Orb „Weyhers und Hilders ſollen ; 
fortan auch über die Jußßindl keit und das Verfahren in Sachen der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, eins ſchließlt des Vormundſchafts⸗ und Kuratel 
weſens, ſowie hinſichtlich der Behandlung der Verlaſſenſchaften die näm 
lichen Geſetze, Verordnungen und ſonſtigen Vorſchriften entſcheiden, welche 

in den Bezirken der Obergerichte zu Hanau und Fulda und zwar, was 

den Bezirk des Obergerichts zu Handl anlangt, in den altheſſiſ hen Se 
deſſelben gelten. 


2) Das bisher geführte General ppothekenbuch iſt in feiner detinafigen Ein 

richtung, wonach daſſelbe Real- und nicht Aſonafelten enthält, zu be 
laſſen und in der Weiſe zu einem General⸗Währſchafts⸗ und Hep 
buche zu erweitern, daß der Erwerb von Immobilien auch dann zur Ein 
tragung kommt, wenn dieſelben nicht mit Hypotheken belaſtet find. 


5 Sie, der Juſtizminiſter, werden ermächtigt, die zur e u 
nn Order erforderlichen Anordnungen zu erlaſſen. 9 


| Ems, den 8. Juli 1867. 


| Wilhelm. we 
Gr. zur Lippe. Fi 


Y 


Redigirt im Bureau des Staats- ‚Miniferiume, 


Satin, a in ber Königlichen Geheimen Seer Sofsyäbeud 
(R. v. Decker). Y 
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